Verringerung der Arbeitszeit

Gesetzliche Regelungen zur Verringerung der  Arbeitszeit ergeben sich aus § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz sowie aus § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz

1. Rechtliche Voraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitszeitverringerung gemäß § 15 Abs. 5 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz:

a) Der Arbeitgeber beschäftigt mehr als 15 Arbeitnehmer ( Zahl nach Köpfen )

b) Das Arbeitsverhältnis muss in dem Betrieb mehr als 6 Monate bestehen

c) Anspruchsberechtigt: für Betreuung und Erziehung eines Kindes - der Vater, die Mutter, der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin oder für jedermann bei Ziel der Annahme als Kind in den persönlichen Haushalt

d) Die Dauer der Arbeitszeitverringerung soll mindestens 2 Monate betragen

e) Arbeitszeitverringerung auf einen Umfang zwischen 15 und 30 Wochenstunden

f) Mitteilung an den Arbeitgeber sieben Wochen vor Inanspruchnahme, wenn für die Zeit zwischen 3. u. vollendeten 8. Jahr des Kindes beantragt wird 13 Wochen vor Inanspruchnahme
g) Schriftformerfordernis

Es besteht eine Ablehnungsbefugnis des Arbeitgebers, wenn dringende betriebliche Gründe entgegenstehen. Die Ablehnungsgründe müssen gerade auf Schwierigkeiten beruhen, die mit der Arbeitszeitverringerung in Zusammenhang stehen. Die Ablehnung muss der Arbeitgeber schriftlich begründen. Hierfür steht ihm eine Frist von 4 Wochen ab Antragsstellung des/der Arbeitnehmerin zur Verfügung. Soweit der Arbeitgeber der Verringerung der Arbeitszeit nicht oder nicht rechtzeitig zustimmt, kann der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin Klage vor den Gerichten für Arbeitssachen erheben.

Teilzeitarbeit bei einem anderen Arbeitgeber oder die selbständige Tätigkeit während der Elternzeit bedarf gleichfalls der Zustimmung des Arbeitgebers. Dieser kann die Zustimmung gleichfalls nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden betrieblichen Gründen schriftlich verweigern.

Bitte beachten: Auch der Antrag auf Elternzeit an sich muss von dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin sieben Wochen vor Beginn schriftlich vom Arbeitgeber verlangt werden und gleichzeitig erklärt werden, für welche Zeiten innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an die Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 6 Abs.1 des Mutterschutzgesetzes ( Mutterschutz nach Entbindung ) angerechnet. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf die Mutterschutzfrist folgenden Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutterschutzfrist nach der Entbindung und die Zeit des Erholungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum angerechnet.

Der Anspruch auf Elternzeit an sich besteht bis zum 3. Lebensjahr des Kindes. Ein Anteil der Elternzeit von bis zu vierundzwanzig Monaten kann jedoch auf die Zeit bis zur Vollendung des achten Lebensjahres übertragen werden.

2.  Rechtliche Voraussetzungen des Anspruchs auf Arbeitszeitverringerung gemäß § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz:

a) Der Arbeitgeber beschäftigt mehr als 15 Arbeitnehmer ( Zahl nach Köpfen )

b) Das Arbeitsverhältnis muss in dem Betrieb mehr als 6 Monate bestehen

c) Anspruchberechtigt sind alle Arbeitnehmer – auch in leitenden Positionen

d) Geltendmachung des Anspruches drei Monate vor deren geplanten Beginn

Achtung: Die Geltendmachung kann formfrei erfolgen

e) Anspruch des/der Arbeitnehmer/in auf Erörterung
f) Ablehnungsgründe: Der Arbeitgeber hat der Verringerung der Wochenarbeitszeit zuzustimmen und ihre Verteilung entsprechend den Wünschen festzulegen, sofern nicht betriebliche Gründen entgegenstehen.

g) Entscheidung: Die Entscheidung über die Arbeitszeitverringerung ist dem/der Arbeitnehmer/in spätestens einen Monat vor dem gewünschten Beginn der Verringerung schriftlich mitzuteilen.
Achtung: Haben sich der Arbeitgeber und der/die Arbeitnehmer/in nicht über die Verringerung der Arbeitszeit geeinigt und hat der Arbeitgeber die Arbeitszeitverringerung nicht spätestens einen Monat vor deren gewünschten Beginn schriftlich abgelehnt, verringert sich die Arbeitszeit in dem von dem/der Arbeitnehmerin gewünschten Umfang. Gleiches gilt für die Frage der Verteilung der Arbeitszeit.

Haftungsausschluss:

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Für Schäden, die durch die Verwendung dieses Dokuments entstehen können, ist die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hiervon ausgenommen ist die Haftung für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit, für die die gesetzlichen Haftungsregeln uneingeschränkt gelten. Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

